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Veraltete Subventionen 
– weg damit!
Mit Unterstützung von
 In deutschsprachigen Ländern regieren Koalitionen. Eine Messlat-
te, ob sie dies zukunftsweisend tun, ist der Abbau schädlicher 
Subventionen. Europas Regierungen versprachen, diese bis 2020 
zu beenden, doch sie tun kaum etwas dafür - obwohl sich, was 
einst gut erschien, oft als Bumerang entpuppte. In den 1960er 
Jahren galt angesichts dicker Luft im Ruhrgebiet die Atomkraft 

als Umweltschutz – heute wissen wir noch immer nicht wohin mit dem strahlen-
den Müll. In den 1990ern sollte eine niedrigere Mineralölsteuer für Diesel den 
Spediteuren helfen – heute forciert sie das Massengeschäft mit überdimensio-
nierten Spritschleudern. Elf Länder und die EU haben 2014 bis 2016 laut der 
Studie „Phase-out 2020“ mehr als 112 Mrd. Euro jährlich für Produktion und Ver-
brauch fossiler Energien bezahlt. Allein in Deutschland betragen umwelt- und 
gesundheitsschädliche Subventionen laut Umweltbundesamt 57 Milliarden Euro 
jährlich. Diese Geldverschwendungen sind durch Nichts zu rechtfertigen. Sie er-
schweren nicht nur unnötig den Kampf gegen die Erderwärmung, sondern ver-
festigen überkommene Methoden wie etwa Braunkohletagebaue und blockie-
ren somit die flächendeckende Verbreitung zukunftsweisender Innovationen. 
Dieselprivilegierung & Co. gehören abgeschafft! 

Das Geld könnten Regierungen klüger investieren: Subventionen sind nötig für 
gesellschaftlich-wirtschaftliche Fortschritte, die sonst keine Chance haben, sich 
im Wettbewerb mit Dinosauriern zu behaupten. Laut dem Forum Ökologisch-
Soziale Marktwirtschaft (FÖS) würde schon gut die Hälfte der veralteten Sub-
ventionen über die nächsten Jahre reichen, um das deutsche Wirtschaftssystem 
zu dekarbonisieren. Ähnlich dürfte es in Österreich und der Schweiz aussehen. 
Zu Recht fordert der Sachverständigenrat für Umweltfragen mehr Förderung 
der nötigen Ladeinfrastruktur für die marktreife Elektromobilität. Ein Beispiel 
von vielen, um Wirtschaft und Arbeitsmarkt von gestern auf morgen einzustel-
len. Damit es uns mit der Klimakrise nicht so ergeht wie 2008/2009 mit der Fi-
nanzkrise, als die Steuerzahler hunderte Milliarden blechen mussten. Skeptiker 
warnen vor Risiken so genannter nachhaltiger Techniken. Diese gibt es bei Roh-
stoffabbau, Arbeitsbedingungen und Recycling. Es mag sein, dass nachfolgen-
de Generationen eines Tages konstatieren, dass deren Subvention angesichts 
ihrer uns noch unbekannten Lebenswirklichkeit nicht mehr zeitgemäß ist. Dann 
sollen sie abschaffen. Jetzt aber sind wir am Zug, Ballast abzuwerfen.

Einen guten Start in das Neue Jahr wünscht Ihnen Susanne Bergius
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 Schneckentempo bei 

Menschenrechten

Kreditinstitute sind mitverantwortlich für die Einhal-
tung sozial-ökologischer Standards in der Lieferket-
te der von ihnen finanzierten Unternehmen.
In Kolumbien wird Steinkohle gefördert. Dabei geht es nicht friedlich zu. Die Produ-
zenten Drummond und Prodeco / Glencore sollen in schwerste Menschenrechtsver-
brechen verwickelt sein, berichten Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Die Bevöl-
kerung in der Region Cesar werde mit Morddrohungen in Schach gehalten, Kleinbau-
ern gewaltsam von ihrem Land vertrieben.

„Die gezielten Morde und die steigende Zahl an Drohungen gegen zivilgesell-
schaftliche Akteure schüchtern Kohlekritiker ein und gefährden Friedensbemühun-
gen vor Ort“, kommentiert Wouter Kolk von der niederländischen Organisation Pax. 
Weil das so sei, hätten der italienische Energieversorger Enel und die dänische Dong 
Energy die Steinkohle-Importe aus Cesar ausgesetzt. Vattenfall drohte im November 
immerhin damit, falls Gespräche mit den Minenbetreibern nicht fruchten sollten.

Kolk: „Uniper und RWE hingegen kaufen noch immer Steinkohle aus dem Gebiet. 
Wir fordern sie auf, von Prodeco / Glencore die Entschädigung Zehntausender Men-
schen zu verlangen, die noch immer unter der Gewalt in der Kohleregion leiden.“

Bergbau- und Energiebranche in der Kritik
 Fast ein Drittel der wirtschaftsbezogenen Menschenrechtsbeschwerden weltweit sind 
dem Rohstoff- und Energiesektor zuzuordnen, konstatieren Germanwatch und Mise-
reor. Ihre Studie » „Globale Energiewirtschaft und Menschenrechte“ von 2017 be-
leuchtet, wo Unternehmen und Anlagenbauer in heikle Umstände involviert sind. Der 
Schweizer Bergbauriese Glencore steht besonders in der Kritik (siehe Kontext). Fak-
tenblätter des Südwind Instituts weisen ebenfalls auf Menschenrechtsverstöße in 
Bergbaugebieten und in Lieferketten für Konsumgüter hin. 

Logische Konsequenz wäre, dass Banken solchen Firmen keine Kredite mehr ge-
ben oder damit warten, bis die Menschenrechtsrisiken eliminiert sind. Denn seit 
sechs Jahren gelten die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte. Dem-
nach haben Unternehmen aufgrund ihres starken Einflusses auf Umwelt und Gesell-
schaft eine Sorgfaltspflicht: Sie müssen darauf achten, dass im eigenen Betrieb und 
in der Lieferkette die Menschenrechte eingehalten werden. Das gilt auch für Banken. 

UN-Leitprinzipien gelten auch für Kreditinstitute
Banken müssen vor Kreditvergabe und Projektfinanzierungen die betreffenden Un-
ternehmen und Projekte sorgfältig auf eventuelle Risiken prüfen (Due Diligence). Das 
betont John Ruggie (Interview siehe Seite 11), der als UN-Sonderbeauftragter die 
Leitlinien erarbeitet hat. Kreditinstitute müssen seiner Ansicht nach bei Menschen-
rechtsverstößen auf Abhilfe drängen – oder eben die Finanzierung verweigern. Ent-
scheidend sei die Wirkung, sagt er.

Und um die Wirkung von Finanzierungen ist es nicht gut bestellt, auch nicht in an-
deren Regionen: Die größten israelischen Banken verstoßen laut einem » Bericht von 
Human Rights Watch von Mitte September gegen ihre internationalen rechtlichen 
Verpflichtungen und die Menschenrechte, weil sie keine Finanzierungen und Dienst-
leistungen vermeiden, die zu unrechtmäßiger Landnahme und Besiedlung in der von 
Israel besetzten Westbank und zur Diskriminierung von Palästinensern führen. 
© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@
Der Fall Glencore
Im Mai hatten 2017 Facing Finan-
ce und Misereor die » Studie 
„Fragwürdige Unternehmenstä-
tigkeiten des Schweizer Bergbau-
riesen Glencore und die Verant-
wortung deutscher Banken“ ver-
öffentlicht. Danach stellten deut-
sche Banken in den letzten vier 
Jahren fast 8 Milliarden Euro für 
den drittgrößten Bergbaukonzern 
der Welt bereit, obwohl ihm in ei-
nigen Ländern gravierende Delik-
te wie Menschenrechtsverletzun-
gen vorgeworfen werden. Die 
NGOs rief Banken auf, Finanzie-
rungen von Unternehmen zu 
knüpfen an verbindliche Zusagen, 
relevante ökosoziale Normen und 
Standards einzuhalten. 

Glencore drohte daraufhin Facing 
Finance mit Schadensersatzan-
sprüchen. Die NGO nahm unter 
diesem Druck die Presseerklärung 
von ihrer Website. „Nicht, weil wir 
unsere Forderungen nicht mehr 
vertreten bzw. die Vorwürfe nicht 
dokumentieren können. Als ge-
meinnützige Nichtregierungsor-
ganisation können wir uns 
schlicht einen langwierigen und 
teuren Prozess mit Glencore nicht 
leisten“, sagte der geschäftsfüh-
rende Vorstand Thomas Küchen-
meister.

Unterdessen wollen Menschen-
rechtler der Schweizer NGO Pu-
blic Eye den Konzern verklagen. 
Laut Berichten der Süddeutschen 
Zeitung und internationaler Me-
dien habe die Tochter Katanga 
Mining Schürfrechte im Kongo für 
„auffällig wenig Geld“ erhalten. 
Demnach ermittelt die kanadische 
Börsenaufsicht, weil Katanga wo-
möglich Korruptionsrisiken im 
Kongo nicht offengelegt habe.
vhb.de.
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Trotz anderslautender Aussagen der Banken schreibe ihnen das israelische Recht 
nicht vor, viele der Dienste und Finanzierungen zu bieten, die helfen, die unrechtmä-
ßige Besiedlung zu bewahren und zu erweitern. „Institutionelle Investoren sollten da-
rauf bestehen, dass die Banken ihre Mithilfe zur Besiedlung klären sowie ob es eine 
Rechtsgrundlage gibt, die sie daran hindert, das zu beenden“, sagt Sari Bashi, bei 
Human Rights Watch für Israel und Palästina zuständig. 

Verstöße in vielen Branchen - finanziert von Banken
Und noch ein Beispiel: Die meisten von 26 Banken, die die Ölhändler Trafigura und 
Vitol finanzieren, kümmern sich nicht gezielt um das, was ihre Kunden verursachen, 
wie ein Befragung der niederländischen NGO Banktrack im Mai ergab. Zwar hätten 
sechs Banken das Thema mit den Unternehmen diskutiert, aber keine habe die Un-
ternehmen aufgefordert, die gesundheitsschädliche Praxis zu beenden. 

Die Händler vertreiben laut einer Studie der Schweizer NGO Public Eye in acht 
west- und zentralafrikanischen Ländern mit schwachen Umweltstandards billigen 
Sprit und Diesel mit Sulphur-Werten, welche hunderte Male über dem in Europa zu-
gelassenen Grenzwerten liegen. Eine Praxis, die das UN-Umweltprogramm als „un-
ethisch und unakzeptabel“ bezeichnet. Banken aus Großbritannien, Frankreich, den 
Niederlanden und Japan sind unter den größten Geldgebern.

Auch in anderen Branchen müssen Menschen leiden. So übergingen europäische 
Finanzdienstleister Menschenrechtsstandards bei der Schuhindustrie, so eine » Stu-
die von Facing Finance, deren Komplettversion nächstes Frühjahr erscheint. Danach 
hat sich die Hälfte der 23 Banken öffentlich nicht zu den UN-Leitprinzipien bekannt. 
Lediglich die Deutsche Bank und die österreichische Erste Group überprüften gemäß 
eigenen Angaben bei Finanzierungsentscheidungen die Zuliefererketten in der Textil-
industrie nach sozialen und ökologischen Kriterien. Ob diese bei Kreditvergaben tat-
sächlich angewendet würden bzw. zu Ablehnungen führten, sei nicht zu verifizieren.

UN-Leitlinien nicht im Alltag angekommen
All diese Fälle zeigen: Auch sechs Jahre nach ihrer Verabschiedung sind die soge-
nannten Ruggie Guidelines, die UN-Leitlinien für Wirtschaft und Menschenrechte, 
nicht im Alltag von Wirtschaft und Finanzwelt verbreitet. 

Unternehmen berichten inzwischen zwar mehr zu Menschenrechtsbekenntnissen 
als zum Umweltschutz. Doch nicht einmal vier Prozent bekennen sich öffentlich und 
verständlich zu allen menschenrechtlich relevanten Gebieten, für die sie laut interna-
tionaler Standards verantwortlich sind. Und noch weniger haben eine Risikoanalyse 
und Präventionsmechanismen etabliert, um Menschenrechtsverletzungen zu vermei-
den. Das ergab 2017 eine ernüchternde » Analyse von fast 3200 Unternehmen aus 35 
Ländern und 38 Branchen durch die europäische Research-Agentur Vigeo Eiris. Von 
allen analysierten Unternehmen sei ein Fünftel in kontroverse Vorfälle im Zusammen-
hang mit Menschenrechten verwickelt. Und: Die Bewertung zu Menschenrechten 
sank im Durchschnitt seit 2012 von 37% auf 32% (siehe Grafiken).

„Die wenigen, meist europäischen Vorreiter belegen, dass weltweit operierende 
Unternehmen die Beachtung der Menschenrechte in ihre Unternehmensstrategie und 
ihr Geschäft entlang der gesamten Wertschöpfungskette integrieren können, inklusi-
ve der Lieferkette“, führen die Analysten aus. Top-Unternehmen sind Entwicklungs-
banken mit 54 von 100 Punkten. Sie analysieren und vermeiden demnach für die von 
ihnen finanzierten Projekte potenziell negative Auswirkungen zum Beispiel auf die 
Rechte der indigenen Bevölkerung oder auf Arbeitsrechte oder meiden Zwangsum-
siedlungen. Aber das ist von Entwicklungsbanken zu erwarten.

Bei Geschäftsbanken jedoch ist die Lage diametral anders: Neben den Branchen 
Nahrungsmittel, Bergbau und Metalle werden sie am häufigsten mit Anschuldigun-
gen konfrontiert. Sie kommen auf eine durchschnittliche Bewertung von 34 Punkten. 
Menschenrechte bleiben die Achillesferse der unternehmerischen Verantwortung, 
© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.

https://www.cleanclothes.at/media/common/uploads/download/auf-leisen-sohlen/Auf_leisen_Sohlen_factsheet_DE.pdf
https://www.cleanclothes.at/media/common/uploads/download/auf-leisen-sohlen/Auf_leisen_Sohlen_factsheet_DE.pdf
http://www.vigeo-eiris.com/wp-content/uploads/2017/02/2202_HRT-DETAILED-VERSION-finalL.pdf
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Member of RBI Group
sagt Fouad Benseddik, Direktor für institutionelle Beziehungen bei Vigeo Eiris: „Das 
Thema ist fundamental für die Zukunft der Globalisierung und der Fähigkeit von Un-
ternehmen nachhaltigen Wohlstand zu schaffen.“ 

Immerhin gehören zu den 30 bestbewerteten Unternehmen auch privatwirtschaft-
liche Finanzeinrichtungen. Darunter sind allein sechs französische Institute, vornan 
die Banque Postale, mit 79 Punkten auf dem sechsten Platz. Vermögensverwalter 
Amundi bekommt 72 Punkte. Die Liste enthält abgesehen von der Entwicklungsbank 
KfW und dem Rückversicherer Munich Re weder deutsche noch Schweizer noch ös-
terreichische Banken und Finanzakteure.

Zu den Vorreitern gehören wenige Finanzinstitute
Weltweit sieht die Lage im Bankensektor nicht gut aus, konstatierte Banktrack in 
dem im Dezember veröffentlichten » Papier: „Wie Banken zu Menschenrechtsverlet-
zungen beitragen“. Darin beschreibt sie acht Projekte samt der finanzierenden ge-
benden Bankengruppen in Ländern mehrerer Kontinente.

Indem ein paar Vorreiter ESG-Risiken analysieren und eine sorgfältige Due Dili-
gence betreiben, geben sie auch auf Verstöße gegen die Menschenrechte in ihren In-
vestment- oder Kreditportfolios acht, wie die Studie von Vigeo Eiris erläutert. Diese 
Institute folgten den Equator Principles (siehe Kontext) oder nutzten bestimmte 
Werkzeuge, um die UN-Leitlinien anzuwenden, etwa Berichterstattungshilfen der 
UN-Finanzinitiative UNEP FI. Dabei ließen sie sich vom kritischen Blick von Nichtre-
gierungsorganisationen wie Oxfam begleiten. 

Als positives Beispiel hebt der Bericht die niederländische Rabobank hervor. Sie 
habe mit Gewerkschaften, Nichtregierungsorganisationen und der Regierung in Den 
Haag vereinbart, gemeinsam beste Menschenrechtspraktiken für Investments und Fi-
nanzierungen zu sondieren, insbesondere zu Hochrisikobranchen wie zum Beispiel 
Gold, Palmöl oder Kakao. Die Bank hat ihre Kunden aufgefordert, negative respektive 
mögliche menschenrechtliche Folgen ihrer Produkte, Betriebsaktivitäten oder Ge-
schäftsbeziehungen zu vermeiden, zu verringern und dafür gerade zu stehen. Sie 
spricht auch mit solchen Kunden, die in Kontroversen verwickelt sind.

Dass sich die Finanzbranche nur sehr langsam bewegt, liegt nach Ansicht von John 
Ruggie mit an den Staaten, die Banken vielfach nicht auf den Radarschirm nähmen: 
„Sie achten nicht genügend auf die Finanzindustrie.“ Nationale Aktionspläne für 
Wirtschaft und Menschenrechte (NAPs) nennen Banken oft nicht. 

Auch der Ende 2016 verabschiedete deutsche NAP lässt zu wünschen übrig. Er 
nimmt Kreditvergabe und Finanzdienstleistungen bei der Risikountersuchung aus, 
sofern „der realwirtschaftliche Bezug nicht eindeutig einer bestimmten Geschäftstä-
tigkeit zugeordnet werden kann.“ Zwar steht dort auch: „Die Bundesregierung wird 
die Reformprozesse in internationalen Finanzinstitutionen weiterhin mit dem Ziel be-
gleiten, deren operative Arbeit noch stärker an Menschenrechten auszurichten.“ Aber 
Geschäfts- und Investmentbanken sind nicht genannt.

Gleichwohl gehören einige 
Banken zu den Adressaten der 
größten Unternehmen mit mehr 
als 500 Beschäftigten, an die 
sich der NAP wendet, darunter 
etwa Deutsche Bank, Commerz-
bank und große Sparkassen. 

Doch die Vorgaben sind frei-
willig. „Der Aktionsplan äußert 
zwar die Erwartung, dass Unter-
nehmen die Menschenrechte bei 
ihren Auslandsgeschäften ach-
ten. Wenn Unternehmen dies 

* Raiffeisen Capital Management steht für die Raiffeisen Kapitalanlage GmbH
Erstellt von: Raiffeisen Kapitalanlage GmbH, Mooslackengasse 12, 1190 Wie

Raiffeisen Capital Manageme
setzt auf Nachha
www.rcm-international.com/de
© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@
quator Principles
ie » Equator Principles sind 
tandards, um bei der Projektfi-
anzierung Umwelt-, Menschen-, 
rbeitsrechts- und Korruptionsri-
iken zu vermeiden oder zu sen-
en. 92 Finanzinstitute aus 37 
ändern bekennen sich dazu. 

ie wurden 2013 überarbeitet, 
tanden aber 2017 unter heftigem 
eschuss der Kampagne » „Equa-

or Banks, act!“: 65 NGOs forder-
en Banken auf, mehr zu tun, um 
ie Finanzierung des Klimawan-
els zu stoppen und die Rechte 

ndigener Völker zu akzeptieren. 

m November kündigte die Equa-
or Principles Association (EPA) 
ine komplette Revision der Prin-
ipien an, v.a. hinsichtlich ihrer 
eichweite, der Menschenrechte 
owie des Klimawandels. Diese 4. 
ersion der EPs soll in Konsulta-
ionen mit Anspruchsgruppen 
innen 18 Monaten entwickelt 
erden. NGOs begrüßten diese 
ntscheidung.
vhb.de.

http://www.equator-principles.com/
https://www.equatorbanksact.org/about_us
https://www.equatorbanksact.org/about_us
https://www.banktrack.org/news/new_briefing_paper_how_banks_contribute_to_human_rights_abuses
https://www.banktrack.org/news/new_briefing_paper_how_banks_contribute_to_human_rights_abuses
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ignorieren, müssen sie aber weder Bußgelder, noch Zivilklagen oder andere Konse-
quenzen fürchten“, bemängelte Bernd Bornhorst, Vorsitzender der Nichtregierungs-
organisation Venro. Nicht einmal bundeseigene Unternehmen würden zu menschen-
rechtlicher Sorgfaltspflicht verpflichtet, moniert das Forum Fairer Handel.

 Heike Drillisch, Koordinatorin des Cora-Netzwerks für Unternehmensverantwor-
tung konstatiert: „Mit dem Aktionsplan bleibt die Bundesregierung hinter Maßnah-
men anderer Länder wie Frankreich, Großbritannien und den USA zurück.“ Die NGO 
hat die » Ambitionsniveaus mehrerer Länder zusammengestellt. 

Außerdem fehlt ein klares Bekenntnis der Regierung, Problemsektoren – zu denen 
als Finanziers gerade auch Banken gehören – stärker zu identifizieren, zu kontrollie-
ren, Probleme abzubauen und benachteiligte Bevölkerungsgruppen zu unterstützen. 
Das kritisiert Michael Windfuhr, stellvertretender Direktor des Deutschen Instituts für 
Menschenrechte. Als gut bezeichnete er das Anliegen, relevante Branchensektoren 
zu identifizieren, um hier die Umsetzung der UN-Leitprinzipien voranzubringen. 

Bis 2020 soll die Hälfte aller Großunternehmen menschenrechtliche Sorgfalts-
pflichten umsetzen. Passiert das nicht, könnte eine gesetzliche Regelung kommen. 
„Die Bundesregierung sollte ein solches Gesetz nicht nur erwägen, sondern unmiss-
verständlich ankündigen, falls die Unternehmen nicht liefern“, fordert Julia Duchrow, 
Mitglied im Koordinierungskreis des Forums Menschenrechte.

UN-Rahmen angesichts der EU-Berichtspflicht nützlich
Um Unternehmen bei der Umsetzung der UN-Leitprinzipien (Guiding Principles) zu 
helfen, wurde 2015 ein Berichtsrahmen etabliert, das » UN Guiding Principles Repor-
ting Framework. Führende Firmen haben seither öffentlich erklärt, dieser sei maß-
geblich für ihr Risikomanagement und ihre Berichterstattung. Dazu zählen laut einer 
» Übersicht erste Banken wie Bank of America, Citigroup, Lloyds oder Santander. Fi-
nanzinstitute aus dem deutschsprachigen Raum sucht man vergebens.

Im ersten Quartal 2018 wird die deutsche Übersetzung des Frameworks veröffent-
licht. Dies ist auch hinsichtlich der Rechtslage ein wichtiger Impuls. Denn Menschen-
rechte bilden einen der fünf Bereiche, die beachten muss, wer unter die EU-Berichts-
pflicht zu CSR (Corporate Social Responsibility) fällt. Auch Finanzmarktunternehmen 
müssen konkret informieren zu Due-Dilligence-Prozessen, Risiken der Geschäftstätig-
keit und Geschäftsbeziehungen sowie zu Ergebnissen und Leistungsindikatoren. 

Haftungsrisiko für Banken
„Hinsichtlich der Anlageentscheidungen, Investitionen und Kreditvergaben ist dies 
insbesondere für Banken eine zentrale Herausforderung. Hier versteckt sich ein ex-
trem hohes Haftungsrisiko“, erläutert Kai M. Beckmann, Leiter CSR & Menschenrech-
te bei der internationale Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Mazars. Was der Common-
wealth Bank geschah (siehe Kontext), könne Banken auch hinsichtlich menschen-
rechtlicher Risiken passieren, warnt Beckmann. Erste Banken hätten darum angefan-
gen, sich an dem globalen Menschenrechtsrahmenwerk auszurichten. 

Um Unternehmen, auch aus der Finanzwelt, eine ergänzende Handreichung zu ge-
ben, haben Mazars und die von Ruggie geleitete Menschenrechtsorganisation Shift in 
mehrjähriger Arbeit einen Prüfstandard erstellt und im September veröffentlicht. 

Er unterstützt die interne Revision von Unternehmen dabei, eine Geschäftstätigkeit 
im Einklang mit den Menschenrechten zu gewährleisten. Beckmann erklärt: „Der Ge-
setzgeber fordert alle Aufsichtsräte und Vorstände europäischer Aktiengesellschaf-
ten mit mehr als 500 Mitarbeitern auf, auskunftsfähig zu sein, wie ihre Gesellschaften 
Risiken für Menschenrechte identifizieren und wie sie damit umgehen. Ihre Investo-
ren, Kunden und Angestellten haben das Recht, über die Fortschritte informiert zu 
werden. Es reicht nicht mehr aus, zu sagen ‚Das war mir nicht bewusst’.“

Was Gesetzgeber, Verbraucher und Wirtschaft fordern, zeigt auch die im Dezem-
ber veröffentlichte » Studie „Unternehmen und Menschenrechte“ der Strategiebe-
© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@
nvestoren knöpfen sich 
uch Finanzinstitute vor
ass Investoren nicht zimperlich 
ind, zeigt der Fall der Common-
ealth Bank of Australia: Austra-

iens größte Bank wurde von In-
estoren verklagt, weil ihr Ge-
chäftsbericht trotz umfangrei-
her Finanzierung treibhausgasin-
ensiver Unternehmen ungenü-
end über die damit verbundenen 
limarisiken Aufschluss gab und 

olglich keine umfassende Ein-
chätzung des Unternehmens er-
öglichte.

ie Kläger ließen die Klage im 
erbst fallen, weil der 2017er-Jah-

esbericht der Bank erstmals Kli-
arisiken ausgewiesen hat. Siehe 

uch Beitrag auf Seite 8-9.
enfer Verhandlungen
ur dritten Verhandlungsrunde 
ber ein UN-Abkommen mit Re-
eln zur menschenrechtlichen 
erantwortung von transnationa-

en Konzernen und anderen Un-
ernehmen hatte Ecuador als Ver-
andlungsleitung Elemente eines 
ukünftigen Abkommen vorge-
egt und angekündigt, in der kom-

enden vierten Sitzung im Jahr 
018 einen Entwurfstext für das 
bkommen vorlegen zu wollen. 

llerdings äußerte sich die EU-
elegation skeptisch gegenüber 
inem verbindlichen Völkerrechts-
bkommen, stellte das Mandat 
er zwischenstaatlichen Arbeits-
ruppe zum Treaty formal in Fra-
e. Sie argumentierte, es brauche 
afür eine neue Resolution des 
N-Menschenrechtsrates, und ließ 

n der Abschlusserklärung den 
inweis auf eine vierte Sitzung 
018 streichen. 

ie Treaty Alliance Deutschland, 
u der das wissenschaftliche Süd-
ind Institut gehört, fordert für 
018 eine vierte Sitzung, um ei-
en Entwurf des Abkommens zu 
iskutieren. Die EU sollen diesen 
rozess nicht verzögern.
vhb.de.

http://venro.org/fileadmin/redaktion/dokumente/2016/Kurzpapier_NAP-Ambitionsniveau.pdf
https://www.ungpreporting.org/
https://www.ungpreporting.org/
https://www.ungpreporting.org/database-analysis/explore-disclosures/companies-page/
http://www.loening-berlin.de/wp-content/uploads/2017/12/Loening_Studie-2017_071217.pdf?utm_source=L%C3%B6ning+Kontakte&utm_campaign=56d2980b96-Studie+2017+-+Unternehmen+und+Menschenrechte&utm_medium=email&utm_term=0_24312b1263-56d2980b96-138656013
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u

ratung Löning – Human Rights & Responsible Business. Markus Löning war einst 
Menschenrechtsbeauftragter der Bundesregierung. Nun bietet er Trainings in Europa 
an und zeigt anhand konkreter Unternehmensbeispiele, wie wesentliche menschen-
rechtlichen Risiken zu ermitteln sind: „Nur wer die menschenrechtlichen Risiken in 
seiner Lieferkette kennt, kann geeignete Maßnahmen ergreifen.“ 

Das sei eine Voraussetzung für ein professionelles und gesetzeskonformes Repor-
ting gemäß der CSR-Richtlinie oder auch dem britischen Modern Slavery Act. In ei-
nem » Grundlagenpapier beschreibt die Beratung normative Anforderungen an Un-
ternehmen und erläutert die einzelnen Schritte einer robusten Risikoanalyse. 

Risiko: OECD-Kontaktstelle prüft ING
Dem, der sich nicht darum schert, kann es ergehen wie der niederländischen Groß-
bank ING. Sie wird derzeit von der Nationalen Kontaktstelle NCP der OECD (Organi-
sation für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit) überprüft, weil sie mut-
maßlich gegen deren Menschenrechtsvorgaben verstößt. Die niederländische » NCP 
hat die entsprechende Beschwerde von NGOs im November angenommen. Dies ist 
ein Mechanismus im Rahmen der » OECD-Leitlinien für multinationale Unternehmen.

Das Öko-Institut kam gleichwohl durch Fallstudien im Juli 2017 zu dem Schluss, 
dass freiwillige Verpflichtungen zur Einhaltung von Schutzstandards für Mensch und 
Umwelt nicht ausreichen. Vielmehr müssten Staaten internationale Abkommen und 
gesetzliche Regelungen für multinationale Unternehmen schaffen, damit diese ent-
lang der gesamten Wertschöpfungskette nachhaltiger handeln. 

Staaten und NGOs arbeiten an rechtlicher Verbindlichkeit
„So sollten unternehmerische Sorgfaltspflichten, wie zum Beispiel die UN Leitprinzi-
pien für Wirtschaft und Menschenrechte bereits auf freiwilliger Ebene vorsehen, 
rechtlich verbindlich gemacht werden“, erläutert Franziska Wolff, Governance-Exper-
tin am Öko-Institut. Sorgfaltspflichten für Menschenrechte könnten neben ihrem so-
zialen auch einen Umweltnutzen entfalten, betont sie. Da sich viele Umweltschäden 
auf die menschliche Gesundheit auswirken und so das Menschenrecht auf Gesund-
heit und im Extremfall sogar das auf Leben beeinträchtigen, gehöre zur Einhaltung 
der Menschenrechte auch, auf Umweltverträglichkeit zu achten.

Tatsächlich ist ein UN-Abkommen mit Regeln zur menschenrechtlichen Verantwor-
tung transnationaler Konzerne und anderer Unternehmen angepeilt. Im Herbst gab 
es in Genf die dritte Verhandlungsrunde der » zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe 
aus rund 100 Staaten mit über 200 Vertretern sozialer Organisationen. Es ging um 
Bestimmungen über den Vorrang der Menschenrechte vor Handels- und Investitions-
abkommen, den Reichweite des Vertrags bei Unternehmen, die internationale Zu-
sammenarbeit sowie Überwachungs- und Durchführungsmechanismen. Der Prozess 
soll 2018 fortgesetzt werden. Ob es dazu kommt, ist fraglich (siehe Kontext S. 5).

Investoren handeln
Unterdessen hat die US-Gruppe ethischer Investoren Interfaith Center on Corporate 
Responsibility (ICCR) im Oktober eine neue Initiative lanciert: Die Investorenallianz 
für Menschenrechte (» Investor Alliance for Human Rights, IAHR). Die neue Plattform 
soll ermöglichen, sich gemeinsam bei Unternehmen für Menschenrechte einzusetzen. 

Denn: „Während manche Unternehmen Führungsstärke zeigen und diese Prinzi-
pien in ihre Politik und Praktiken integrieren, sind sich die meisten noch immer nicht 
der Breite und Tiefe der menschenrechtlichen Auswirkungen ihrer Geschäftstätigkeit 
bewusst.“ Ziel ist, Strategien mit relevanten Anspruchsgruppen zu koordinieren, um 
Anstrengungen von Investoren zu verstärken, und in dringenden Fällen rasch breite 
Investorengruppen zu mobilisieren. Interessierte institutionelle Investoren können 
sich dem Bündnis anschließen.

Susanne Bergius
© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@
chweizer Retailbanken 
nter der Lupe
Die meisten der größten Schwei-
zer Retailbanken erreichen nur ei-
ne mittelprächtige Nachhaltig-
keitsbewertung. Dies ergab un-
längst die » Studie „Nachhaltig-
keit im Schweizer Retailbanking“ 
von der Umweltorganisation 
WWF Schweiz und der unabhän-
gigen Schweizer Ratingagentur 
Inrate. Sie analysierten 15 Top-In-
stitute nach ihren ökosozialen 
Leistungen in den Bereichen Spa-
ren, Anlegen, Vorsorgen, Kredit-
vergabe und Finanzierungen. Bei 
der Unternehmensführung flossen 
auch Menschenrechtsaspekte ein.

Demnach handelt keine Bank vi-
sionär oder zumindest richtungs-
weisend. Die Berner Kantonal-
bank, die Raiffeisen-Gruppe und 
die Zürcher Kantonalbank seien 
insgesamt als Verfolger „zeitge-
mäß“, sagt Mitautor Claude Am-
stutz. Zehn Banken sind lediglich 
„durchschnittlich“. Die Valiant 
Bank und Post Finance liegen un-
ter dem Durchschnitt. 

Einzelne Praktiken aber seien 
richtungsweisend, beispielsweise 
das Umweltsparkonto der Zürcher 
Kantonalbank oder das Angebot 
nachhaltiger Anlage- und Vorsor-
geprodukte der Raiffeisen-Grup-
pe oder die Kreditrichtlinien für 
Firmenkredite der Berner Kanto-
nalbank und der UBS.
vhb.de.

http://www.loening-berlin.de/wp-content/uploads/2017/08/Loening_KnowledgePaper_MR-Risikoanalyse.pdf?utm_source=L%C3%B6ning+Kontakte&utm_campaign=518744709b-Menschenrechtliche+Risikoanalyse+Knowledge-Paper&utm_medium=email&utm_term=0_24312b1263?518744709b-138656013
https://www.oesorichtlijnen.nl/actueel/nieuws/2017/11/14/publicatie-eerste-evaluatie-melding-oxfam-novib-greenpeace-banktrack-en-milieudefensie-vs.-ing 
http://www.oecd.org/daf/inv/mne/48004323.pdf
http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/WGTransCorp/Session3/Pages/Session3.aspx
http://www.iccr.org/our-issues/human-rights/investor-alliance-human-rights
https://www.wwf.ch/sites/default/files/doc-2017-09/2017-08-Gesamtstudie_WWF_Retailbanking_Rating_DE.pdf
https://www.wwf.ch/sites/default/files/doc-2017-09/2017-08-Gesamtstudie_WWF_Retailbanking_Rating_DE.pdf
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Finanzzentren der Welt – grün oder nachhaltig?

Finance Watch und Long Finance, zwei Nichtregierungsorganisationen, haben im De-
zember die Bildung eines Global Green Finance Index angekündigt. Er soll Qualität 
und Tiefe grüner Angebote der Finanzzentren der Welt bewerten. Dies soll den Zu-
wachs dieser Angebote befördern ebenso wie das Verständnis, was ein Finanzzen-
trum ‚grün’ macht. Bemerkenswert ist, dass die Initiatoren auf ‚Green Finance’ setzen 
in einer Zeit, in der sich in Europa und der Welt sinnvoller Weise Initiativen für ‚Sus-
tainable Finance’, nachhaltige Finanzsysteme, mehren. Erstaunlich auch, da der neue 
Index dazu beitragen soll, das Finanzsystem so zu formen, dass es Nachhaltigkeits-
ziele unterstützt. Die Initiatoren schreiben zwar, der Index sei bereits entwickelt. De 
facto aber soll das erst entstehen auf Basis existierender Indizes und einer aktuell 
laufenden » Umfrage unter Geschäftsleuten und Investoren nach deren Einschätzun-
gen zu den Börsenstandorten. Die Ergebnisanalyse soll im Frühjahr vorliegen.

Risiken in Lieferketten erkennen
Ökologische oder Menschenrechtsrisiken in Lieferketten von Unternehmen gefährden 
nicht nur betroffene Menschen, sondern auch die Reputation und Wirtschaftlichkeit 
von Unternehmen. Dessen werden sich zunehmend auch institutionelle Investoren 
bewusst. Damit sie diese derartige Risiken erkennen können, hat die PRI, die Organi-
sation hinter den Prinzipien für Verantwortliches Investieren, unlängst einen » Führer 
zu Lieferketten veröffentlicht. Die aufgezeigten ersten Schritte sollen Investoren hel-
fen, bei den Unternehmen in ihren Portfolios darauf zu drängen, Umwelt-, Sozial- und 
Governance-Risiken bei Zulieferern besser zu managen.

Schweizer Stiftungen wollen mehr Zweckorientierung
Unter den Schweizer Stiftungen, die ein geschätztes Vermögen von 70 Milliarden 
Franken haben, fordern immer mehr von ihren Asset Managern nachhaltige und auf 
Stiftungszwecke bezogene Anlagen. Sie folgen Vorreitern aus dem angelsächsischen 
Raum. Dies ergab im Dezember eine » Befragung von 50 Stiftungen aus der Schweiz 
und Liechtenstein. Sie wollen Wertvorstellungen verwirklichen, Widersprüche und 
Reputationsrisiken vermeiden oder Wirkung erzielen. Bisher wenden sie laut der von 
Verbänden und Finanzdienstleistern unterstützten Studie vor allem Ausschlusskrite-
rien an. Manche nutzen positive Nachhaltigkeitskriterien und wirkungsorientierte Im-
pact Investments. Zwar empfinden die Stiftungen den 2015 überarbeiteten » Swiss 
Foundation Code als unterstützend, doch einige Faktoren behindern seine Anwen-
dung: Es bestünden ideologisch Vorbehalte, es fehle externer Druck und zureichen-
des Wissen, erklärt Ingeborg Schumacher-Hummel, Autorin der Studie und Ge-
schäftsführerin von Responsible Impact Investing. Sie hält den Aufbau von Know-
how bei Stiftungen für nötig ebenso wie eine höhere Kompetenz bei Vermögensver-
waltern und ein transparenteres Angebot mit individuellen Lösungen. Sanfter öffent-
licher Druck und Anregungen von Behörden könnten die Entwicklung beschleunigen.

ESG-Bewertung für 45 Stiftungsfonds
Der 2017 erschienene Nachhaltigkeitskompass für Stiftungen legt dar, wie gut 45 
Stiftungsfonds oder für Stiftungen geeignete Fonds Kriterien für Umwelt, Soziales 
und Governance (kurz: ESG) bei der Vermögensanlage beachten. Für das » Rating 
hat die unabhängige Beratungs- und Forschungsfirma CSSP (Center for Social and 
Sustainable Products) mit yourSRI.com Portfolioqualitäten gemessen und verglichen, 
anhand traditioneller Finanzdaten als auch ESG-Daten. Laut der Publikation gibt es 
kostensparende, einfach handhabbare Nachhaltigkeitstests. Fünf Fonds erhielten ein 
AA-Rating: der Schweizer Rentenfonds Bantleon Opportunities S, der Aktienfonds 
Prima – Global Challenges von IP Concept, der österreichische Raiffeisen-Nachhaltig-
keit-Mix, der Schweizer Sarasin-Fairinvest-Universal-Fonds und der auch für Privat-
anleger investierbare Mischfonds Steyler Fair und Nachhaltig-Stiftungsfonds.
© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.

http://survey.greenfinanceindex.net/
https://www.unpri.org/press-releases/pri-launches-guide-to-address-esg-risk-in-the-supply-chain-for-private-markets-investors
https://www.unpri.org/press-releases/pri-launches-guide-to-address-esg-risk-in-the-supply-chain-for-private-markets-investors
http://www.responsible-impact.com/studie/
http://www.swissfoundations.ch/de/good-governance
http://www.swissfoundations.ch/de/good-governance
https://yoursri.com/media-new/download/webversion_nachhaltigkeitskompass-fur-stiftungen_v1.pdf
http://www.bibessen.de/nachhaltigkeit.html
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http://www.investinvisions.com
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http://www.erste-am.de
http://www.finance-in-motion.com
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http://www.vontobel.com
http://www.vescore.com/
http://www.avesco-shc.de/
https://banken.axa-im.de/de/responsible-investment


SDG: Investieren im Sinne der UN-Nachhaltigkeitsziele

Ihre Kontaktmöglichkeiten
Union Investment Institutional GmbH
Weißfrauenstraße 7, 60311 Frankfurt am Main
Telefon: +49 69 2567-7652, Telefax: +49 69 2567-1616
www.nachhaltigekapitalanlagen.de

Unser Wirtschaftswachstum und unser Wohlstand wurden über
Jahrzehnte mit einem hohen Preis erkauft. Der Klimawandel und
das Artensterben sind nur zwei von vielen Folgen. Und das hat zu-
nehmend auch negative wirtschaftliche Konsequenzen. Ein Umden-
ken ist also notwendig.

Die Weltgemeinschaft hat sich im Jahr 2015 dieser Aufgabe ange-
nommen und mit Unterschrift aller 193 Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen (UN) in New York die Agenda 2030 mit insgesamt
17 Zielen für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development
Goals, SDG) verabschiedet. Das Inkrafttreten der Agenda 2030 und
ihrer SDG im darauffolgenden Jahr gab dem Megatrend Nachhal-
tigkeit wichtige Impulse. 

Hoher Investitionsbedarf

Die UN-Konferenz für Handel und Entwicklung (UNCTAD) schätzt,
dass die Erreichung der SDG weltweit bis 2030 pro Jahr rund fünf
bis sieben Billionen US-Dollar Investitionskapital erfordert. Die UN
und die Mitgliedstaaten können diesen Betrag nicht allein aufbrin-
gen. Einige der größten institutionellen Investoren der Welt haben
bereits begonnen, ihr Kapital nach SDG-Kriterien anzulegen. Sie
berücksichtigen damit neue Möglichkeiten des Risikomanagements
und erschließen gleichzeitig eine neue Wertschöpfungsquelle.

Ein neuer Aktienfonds, der konsequent SDG fördert

Zum Start des Jahres 2018 hat Union Investment einen ersten in-
stitutionellen globalen Aktienfonds aufgelegt, der konsequent die
SDG beim Anlageprozess berücksichtigt. „Das derzeitige Invest-
mentuniversum besteht aus Titeln von rund 1.200 Unternehmen,
die durch ihre nachhaltigen Geschäftsfelder einzelne oder mehrere
SDG unterstützen“, erläutert Florian Sommer, Leiter Nachhaltig-
keitsresearch bei Union Investment. Nur maximal etwa 60 Titel wer-
den daraus ausgewählt. Dazu können zum Beispiel Unternehmen
aus dem Bereich Wassermanagement gehören, die nachhaltige In-
frastrukturen durch Wasser-, Sanitär- oder Filtertechnologie entwi-
ckeln. Unternehmen aus dem Bereich erneuerbare Energien können
genauso dazuzählen wie etwa Automobilhersteller, die vor allem
auf dem Gebiet der Elektromobilität Fortschritte erzielen. Darüber
hinaus müssen die Titel für eine attraktive Wertentwicklung auch
wirtschaftlichen Anforderungen entsprechen, worüber eine gründ-
liche Fundamentalanalyse Aufschluss geben kann.  

„Natürlich kann kein Titel allen 17 SDG auf einmal gerecht wer-
den“, sagt Jörg Schneider, Portfoliomanager bei Union Investment.
„Das ist allein wegen der unterschiedlichen Thematik der einzelnen
Entwicklungsziele nicht möglich.“ Im Anlageuniversum werden
daher Unternehmen nur berücksichtigt, wenn der Umsatz der nach-
haltigen Geschäftsfelder, die die SDG unterstützen, größer als 20
Prozent ist. Das Portfolio des neuen Fonds muss hingegen in der
Summe eine SDG-Quote von mindestens 50 Prozent erreichen.
„Also mindestens jeder zweite Euro des Fonds hat einen positiven
Impact auf die SDG“, erläutert Schneider.

Sustainable Development Goals

Mit SDG gibt es ein neues Akronym im Investorenwortschatz.
Was hat es damit auf sich? 

Die insgesamt 17 SDG decken Themen ab wie
nachhaltiges Wachstum, nachhaltigen Städte-
bau und Konsum sowie ein nachhaltiges 
Management natürlicher Ressourcen, das den
Erhalt von Ökosystemen gewährleistet und
deren Resilienz stärkt. 
Weitere zentrale Aspekte sind die Gesundheits-
vorsorge und Bildung sowie die Vermeidung
von Armut und Förderung von Innovationen.
Hierfür werden Industriestaaten, Schwellen-
länder und Entwicklungsländer in die Pflicht 
genommen und die Umsetzung wird als part-
nerschaftliche Gemeinschaftsaufgabe betrach-
tet, bei der die Politik, Unternehmen und Inves-
toren mitwirken.

Weitere Informationen: www.nachhaltigekapitalanlagen.de
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Am Klimareporting 

führt kein Weg vorbei

Was nutzt Transparenz, wenn kaum einer die Be-
richte liest? Das fragen manche Firmen. Wer berich-
tet, stellt sich besser auf die Zukunft ein und er-
möglicht sich und Investoren Risikomanagement.

Transparenz zu klimaschädlichen Treibhausgasemissionen – das war eines der Top-
Themen im zurückliegenden Jahr und wird Unternehmen und Investoren auch 2018 
beschäftigen. Zwei tonangebende Messlatten existieren: Die in jahrelanger Arbeit 
entstandenen und verfeinerten Maßstäbe der weltgrößten Investoreninitiative CDP 
(vormals Carbon Disclosure Projekt). Und die Empfehlungen der » Task Force on Cli-
mate-related Financial Disclosure (TCFD) vom Juni 2017. Dessen Vorsitzender Micha-
el R. Bloomberg lässt sich mit den Worten zitieren: „Steigende Transparenz macht 
Märkte effizient und Ökonomien stabiler und widerstandsfähiger.“

Transparenz und Geschäftsmodell - ein Widerspruch?
Doch der Aufwand für Transparenz ist hoch. Zudem gibt es in der Welt für Unterneh-
men laut TCFD fast 400 CO2-Reporting-Systeme und ein Dutzend für Investoren. 
Viele Unternehmen schreckt dies. Es ist die Frage zu hören: „Warum sollen wir so viel 
Zeit und Geld in Berichterstattung investieren, statt uns um Emissionssenkung zu 
kümmern?“ Oder: „Sind nicht die Geschäftsmodelle wichtiger als Berichte, die ohne-
hin keiner liest?“

Es mag sein, dass nur wenige Kunden, gesellschaftliche Interessengruppen oder 
Journalisten CO2-Reports lesen. Den meisten dürfte der mit der Berichterstattung 
verbundene Aufwand kaum bewusst sein: Nicht nur sind die selbst verursachten 
Emissionen zu messen, sondern auch die, die der Einkauf von Energie verursacht, so-
wie diejenigen, die entlang der gesamten Zuliefererkette entstehen: Jeder eingekauf-
te Rohstoff, jedes Bauelement, jedes Vorprodukt ist mit Energieverbrauch verbunden 
– sofern der nicht klimaneutral ist, bilden sich Treibhausgase. Sie sind von Unterneh-
men zu ermitteln, um zu erkennen, wie emissionsträchtig Prozesse und das Geschäft 
insgesamt sind. Das ist aufwendig und kostet Geld.

Interner Denk-, Lern- und Veränderungsprozess
Messen und darüber berichten sind aber kein Selbstzweck: Nur wer die Daten misst, 
sinnvoll zusammenführt sowie darüber berichtet, wird erkennen, wo die Knackpunk-
te sind. Wer berichtet, sorgt dafür, dass Mitarbeiter quer durch das Unternehmen zu-
sammenarbeiten und dass sie klären, wer mit wem abteilungsübergreifend und ent-
lang der Wertschöpfungskette kooperieren muss.

„Bei Unternehmen führt kein Weg am CO2-Reporting vorbei“, sagt Maximilian 
Horster, Geschäftsführer der ISS-Ethix Climate Solutions. „Nicht berichten ist ein Hin-
weis, dass die Emissionen nicht gemessen werden und dass keine Klimastrategie vor-
liegt oder wirksam ist.“ Etwas tun zu wollen, ohne zu berichten, sei zumindest bei 
börsennotierten Unternehmen weltfremd. Ihn irritiert, dass 2017 insgesamt 60 Kon-
zerne im MSCI ACWI Index anders als im Vorjahr nicht mehr ihre Klimaleistungen of-
fen gelegt haben. „Der Effekt der TCFD-Empfehlungen, die Unternehmen und Inves-
toren unterstützen, wird aber 2018 greifen“, ist er überzeugt.

Im Dezember zeigte auch eine internationale Studie Defizite bei der Anpassung 
von Unternehmen an den Klimawandel. Dafür befragte das Qualitätssicherungs- 
© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.
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und Risikomanagement-Unternehmen DNV GL weltweit 1200 Unternehmen dazu, 

wie widerstandsfähig sie gegenüber den Auswirkungen des Klimawandels sind. 
Demnach spüren sie bereits heute die Auswirkungen des Klimawandels auf ihre 

Geschäftstätigkeit oder sehen ein hohes Risiko drohender Folgen. Dennoch imple-
mentiert nur eine Minderheit von 25 Prozent Maßnahmen zur Anpassung an den Kli-
mawandel und für eine bessere Widerstandfähigkeit. Bei großen Unternehmen be-
trägt die Rate 40 Prozent.

Am CO2-Reporting führt kein Weg vorbei 
Zu berichten ist nicht nur zu Klimaschutz, sondern auch zur Anpassung an den Kli-
mawandel. Beides werde oft vermengt, kritisiert die Studie. 

Berichte zu Klimastrategien und Leistungen sind nicht lediglich für externe Ziel-
gruppen relevant, sondern vielmehr für interne Denk-, Lern- und Veränderungspro-
zesse. Daten und ihre Analyse sind nötig, um als Unternehmen klimarelevante finan-
zielle Risiken einschätzen und dann handeln zu können. Die TCFD geht in ihren Emp-
fehlungen noch einen Schritt weiter: Sie rät Unternehmen, Szenarios für klimarele-
vante finanzielle Risiken zu entwickelt. Damit befasste sie sich im November.

Für Investoren ist eine Offenlegung zentrale Grundlage zum Risikomanagement. 
Darum hat Mitte Dezember anlässlich des „One Planet Summit“ in Paris eine Gruppe 
von 225 weltweit investierenden Großanlegern mit addiert 26300 Milliarden Dollar an 
verwalteten Vermögen laut einem Bericht von Bloomberg verkündet, künftig die 
größten Treibhausgasemittenten anzuprangern („name and shame“). 

Diese „Climate Action 100+”-Gruppe werde jährlich darüber berichten, wie diese 
hundert Unternehmen bei der Emissionssenkung voran kämen und ihre Klimarisiken 
begrenzten. Berichterstattung ist aber nicht nur für die größten Übeltäter relevant, 
sondern für Unternehmen vieler Branchen, zumal sie und letztlich große Teile der 
Wirtschaft auf den Produkten emissionsintensiver Unternehmen basieren.

Investoren sind nicht zimperlich
Während der auf Anstoß des französischen Präsidenten Emmanuel Macrons zustan-
de gekommenen Klimakonferenz von Staats- und Regierungschefs gab es zahlreiche 
weitere » Ankündigungen von Investoren. So haben sechs der weltgrößten » Staats-
fonds mit über 2000 Milliarden Dollar verwaltetem Vermögen eine Arbeitsgruppe 
gebildet, um Klimawandelrisiken bei ihren langfristigen Kapitalanlagen auszumachen. 

Mainstream-Investoren nutzen bereits vermehrt Abstimmungen auf Hauptver-
sammlungen, um Klimarisiken zu adressieren, ergab 2017 eine » Studie von ISS, eines 
Dienstleisters für sogenanntes Proxy Voting. Demnach wurden Unternehmen mit 
überdurchschnittlichen Treibhausgasemissionen in den vergangenen zehn Jahren 
jährlich mit durchschnittlich 3,64 Resolutionen traktiert, während Investoren bei we-
nig emissionslastige Firmen nur 1,79 solche Abstimmungsanträge einbrachten.

Wie ernst es manchen Großanlegern ist, zeigte 2017 die weltweit erste Klage von 
Investoren gegen die Commonwealth Bank of Australia (CBA): Australiens größte 
Bank wurde Anfang August 2017 verklagt, weil ihr Geschäftsbericht trotz umfangrei-
cher Finanzierung treibhausgasintensiver Unternehmen ungenügend über die damit 
verbundenen Klimarisiken Aufschluss gab und folglich keine umfassende Einschät-
zung des Unternehmens ermöglichte. Im September ließen die Investoren laut der 
Zeitung Guardian die Klage fallen, weil der dann erschienene 2017er-Jahresbericht 
der Bank erstmals Klimarisiken ausweist.

CBA habe gesagt, sie mache eine Risikoszenario-Analyse entsprechend der Emp-
fehlungen der Taskforce on Climate-Related Financial Disclosures und der Australi-
schen Aufsichtsbehörde Australian Prudential Regulatory Authority (Apra). Diese 
hatte Unternehmen im Februar gewarnt, den Klimawandel ernst zu nehmen –er be-
deute ein materielles Risiko für das gesamte australische Finanzsystem.

Susanne Bergius
© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@
Klimawandel bei Auswahl 
der Vermögensverwalter
Der Klimawandel berge ernsthafte 
Risiken für Pensionsinvestments, 
warnte im Dezember die britische 
Altersvorsorgevereinigung PLSA. 
Sie veröffentlichte mit der auf 
Umweltrecht spezialisierten Firma 
Client Earth » PLSA-Empfehlun-
gen. Demnach sollten Pensions-
fonds überprüfen, wie oft und vo-
rausschauend die von ihnen be-
auftragten Vermögensverwalter 
den Klimawandel bei Anlageent-
scheidungen bedenken. 

Altersvorsorgeeinrichtungen soll-
ten dies systematisch in den Aus-
wahlprozess für ihre Asset Mana-
ger integrieren sowie diese auf-
fordern, mit den investierten Un-
ternehmen zu Klimaleistungen zu 
sprechen und Bericht zu erstatten 
gemäß der Empfehlungen der 
Task Force on Climate Related Fi-
nancial Disclosures (TCFD) vom 
Juni 2017.
vhb.de.

https://www.bloomberg.com/news/articles/2017?12?12/macron-s-climate-summit-draws-pledges-to-make-coal-a-risky-bet
http://ifswf.org/general-news/joint-communiqu%C3%A9-one-planet-sovereign-wealth-fund-working-group
http://ifswf.org/general-news/joint-communiqu%C3%A9-one-planet-sovereign-wealth-fund-working-group
https://www.issgovernance.com/library/mainstream-investors-using-vote-to-address-climate-risks/
https://www.plsa.co.uk/Press-Centre/Press-Releases/Article/Climate-change-poses-severe-risk-to-pension-funds-investments-says-PLSA
https://www.plsa.co.uk/Press-Centre/Press-Releases/Article/Climate-change-poses-severe-risk-to-pension-funds-investments-says-PLSA
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Wussten Sie schon, ...
©

… im „Grünen Band“ heute 1 200 einst als ver-
schollen geltende Tierarten leben?
Auf einer Länge von 1 393 Kilometern entlang der ehe-
maligen innerdeutschen Grenze bieten 17 712 Hektar Le-
bens- und Rückzugsraum für Tiere wie Braunkehlchen, 
Fischotter, Schwarzstorch, Wiesenweihe und Wildkatze. 
In den erhaltenen oder entstandenen artenreichen 
Landschaften blühen Grasrasen, Heidearten, Sonnentau 
und Trollblume. Es gibt Feucht- und Moorgebiete sowie 
urwaldähnliche Erlenbruchwälder. Fast zwei Drittel des 
» Grünen Bandes bestehen laut Bundesnaturschutzamt 
aus gefährdeten Biotoptypen. Noch immer bestehen 
Nutzungskonflikte bei 13 Prozent intensiv genutzten 
land- und forstwirtschaftlichen Flächen. Der Biotopver-
bund gehört zum » „Europäischen Grünen Band“: Es 
durchzieht Europa von der Barentssee im Norden bis zu 
Adria und Schwarzem Meer im Süden über gut 12.500 
km und verläuft entlang der Grenzen von 24 Staaten.
 Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bit
… wie viele Stoßzähne als Tro-
phäen in Deutschland landen?
2016 und 2017 kamen aus Kamerun 
und Sambia 640 Stoßzähne von 320 
Tieren nach Deutschland. In Namibia 
wurden 180 Tieren erlegt, in Simbab-
we 1 000, so eine Statistik des Bun-
desamtes für Naturschutz vom No-
vember. Es gibt legale Großwildjagd, 
obwohl die Zahl afrikanischer Elefan-
ten seit sieben Jahren Schätzungen 
zufolge um etwa ein Drittel ge-
schrumpft ist. Immerhin sank die 
Quote für Jagdtrophäen aus Mosam-
bik deutlich. Und für Botswana exis-
tiert seit 2015 keine Quote mehr - zu-
vor waren jährlich 800 Stoßzähne 
von 400 Tieren importiert worden.
… um die Gefahren von 
Crowdinvesting?
Bei Schwarmfinanzierungen kön-
nen Anleger mit recht kleinen Be-
trägen einsteigen. Die Renditen 
können attraktiv sein. Aber es 
gibt hohe Risiken, denn Crowdin-
vesting nutzen vor allem Start-
ups: Junge Firmen hoffen auf 
Marktchancen. „Scheitert das Un-
ternehmen, können Sie Ihr Geld 
verlieren“, warnt die » Verbrau-
cherzentrale Hessen. Anlegern 
drohe ein Totalverlust. Sie sollten 
sich gut informieren. Oft tun das 
die Plattformen schlecht, wie De-
zember eine » Untersuchung des 
Marktwächters Finanzen zu 33 
Plattformen ergab.
… dass die Munich Climate Insurance Initiative 
(MCII) eine UN-Auszeichnung erhalten hat?
Im November hat die Munich Climate Insurance Initiative 
(MCII) den renommierten Momentum for Change Award 
des UN-Klimasekretariats erhalten. Sie wurde vor allem für 
ihre Arbeit zu Versicherungsansätzen in der Karibik ausge-
zeichnet. Die Initiative hat gemeinsam mit Kreditgenossen-
schaften, Bauerngenossenschaften und Verbänden ein be-
zahlbares Mikroversicherungsprodukt entwickelt und um-
gesetzt: Bedürftige Menschen mit geringem Einkommen 
können die Folgen extremer Wetterschäden abdecken. Sie 
erhalten schnelle, unbürokratische Geldzahlungen nach 
Stürmen oder Überflutungen. MCII hat „maßgeblichen An-
teil daran, dass heute Klimaversicherungsinstrumente für 
die Armen so konzipiert werden, dass dies Risiken verrin-
gert und nach Katastrophen eine schnellere Erholung von 
Regionen erlaubt“, so Klaus Milke, Vorsitzender der Ent-
wicklungsorganisation Germanwatch, die daran beteiligt 
ist. MCII ist eines von 19 geehrten Leuchtturmprojekten.
te an nutzungsrechte@vhb.de.

https://www.bfn.de/themen/biotop-und-landschaftsschutz/gruenes-band.html
https://www.bfn.de/themen/biotop-und-landschaftsschutz/gruenes-band/europa.html
https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/geld-versicherungen/sparen-und-anlegen/crowdinvesting-scheitert-das-unternehmen-koennen-sie-ihr-geld-verlieren-16599
https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/geld-versicherungen/sparen-und-anlegen/crowdinvesting-scheitert-das-unternehmen-koennen-sie-ihr-geld-verlieren-16599
https://ssl.marktwaechter.de/pressemeldung/crowdinvesting-informationen-fuer-verbraucher-oft-unzureichend
https://ssl.marktwaechter.de/pressemeldung/crowdinvesting-informationen-fuer-verbraucher-oft-unzureichend
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Menschenrechte:  
Banken verantwortlich

Seit sechs Jahren gelten die Ruggie Guidelines, be-
nannt nach ihrem Begründer John Ruggie. Im Ge-
spräch erklärt er die Sorgfaltspflichten von Banken 
und seine Erwartungen an Großanleger.
Was bedeutet die Ausweitung der Verantwortung für Kreditinstitute durch die UN-
Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte konkret? Welche Schritte sind 
unbedingt erforderlich, um ihre menschenrechtliche Sorgfaltspflicht einzuhalten?
Banken sollten eine adäquate und sorgfältige Prüfung (Due Diligence) bei Unterneh-
menskrediten und Projektfinanzierungen vornehmen. Sie müssen dies tun. Auch 
wenn Banken an Konsortien teilnehmen, bei denen es schneller Entscheidungen be-
darf, sollten sie gleichwohl entsprechende Informationen zu Menschenrechtsrisiken 
und den Umgang damit anfordern.

Müssen die Banken bei Unternehmenskrediten auch darauf achten, ob in den Lie-
ferketten des finanzierten Unternehmens menschenrechtsrelevante sozial-ökologi-
sche Standards eingehalten werden?
Selbstverständlich müssen sie das! Falls sie nicht selber eine Prüfung vornehmen 
können, müssen sie von dem Unternehmen einen adäquaten Due-Diligence-Bericht 
zu dessen Lieferkette anfordern.

Lieferketten sind lang und oft schwer zu kontrollieren. Welche Konsequenzen ha-
ben die Leitlinien für Exportnationen wie z.B. Deutschland?
Alle wollen verständlicherweise Verantwortung vermeiden für Sachen, die sie nicht 
kontrollieren können. Aber darum es geht bei den Leitlinien nicht. Das Kriterium ist, 
ob Unternehmen Unheil und Schäden verursacht haben oder daran beteiligt waren. 
Die Leitlinien orientieren sich nicht an der Kontrolle, sondern an der Wirkung.

Was sollte passieren, wenn eine Bank erst nach Vertragschluss feststellt, dass ein 
Unternehmen gegen die Menschenrechtsleitlinien verstößt?
Das hängt davon ab, wie stark sie in den Kreditvergabeprozess involviert war. Falls 
die Bank keine adäquate Due Diligence gemacht oder eingefordert hat, dann ist sie 
mitverantwortlich, um für Abhilfe zu sorgen. Es gibt keinen Grund, das nicht zu tun.

Nehmen sich Banken ihrer Sorgfaltspflicht international systematisch und aktiv an? 
Der Finanzsektor geht bloß sehr langsam in diese Richtung. Die großen Universal-
banken machen Routine-Research. Im Januar 2017 noch postulierte die Banken-
Gruppe Thun in einem Papier, Banken hätten keinerlei Verantwortung für das, was 
die von ihnen finanzierten Unternehmen verursachten. Ich bestritt das, und sie luden 
mich zu ihrer Jahresversammlung ein. Inzwischen verstehen sie meinen Ansatz und 
werden demnächst öffentlich ihre menschenrechtliche Verantwortung bekunden. 
(Anm. d. Redaktion: Dies ist kurz nach dem Interview geschehen, siehe Kontext.)

Welche Branchen sind weiter?
Es ist schwierig Branchen zu vergleichen, weil die Herausforderungen unterschiedlich 
sind. Die Bergbauindustrie versuchte, sich schnell zu bewegen. Und: Die Menschen 
beim Mischkonzern Unilever leisteten eine wirklich außergewöhnliche Arbeit.
© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.
ohn Ruggie
Als UN-Sonderbeauftragter für 
Unternehmen und Menschenrech-
te (2005 bis 2011) entwickelte der 

Politikwissenschaftler John Rug-
gie die UN-Leitlinien für Unter-
nehmen und Menschenrechte.

Zuvor erarbeitete er als stellver-
tretender UN-Generalsekretär für 

strategische Planung (1997 bis 
2001) den Global Compact, die 
weltgrößte Initiative für verant-

wortungsvolle Unternehmensfüh-
rung entlang von zehn Prinzipien. 

Im Oktober 2017 erhielt Ruggie 
im Wissenschaftszentrum Berlin 

für sein Lebenswerk den A.SK So-
cial Science Award 2017 verliehen. 

Er ist mit 100 000 Euro einer der 
höchstdotierten internationalen 
Preise für Sozialwissenschaften.
Thun Gruppe bekehrt
Die im Schweizerischen Thun von 
sieben Banken gebildete Thun 
Gruppe hatte 2013 ein Diskussi-
onspapier zu Menschenrechten 
für den Bankensektor veröffent-
licht. » Banktrack, eine internatio-
nale Nichtregierungsorganisation 
mit Sitz in den Niederlanden, hat-
te dies damals als ersten Schritt 
begrüßt. John Ruggie äußerte je-
doch Anfang 2017 auch » Kritik. 

Die Gruppe schrieb in einem wei-
teren » Diskussionspapier vor ei-
nem Jahr, verstehen zu wollen, 
wie die UN-Leitlinien für Wirt-
schaft und Menschenrechte auf 
Banken anwendbar seien. Hierzu 
wolle sie einen Dialog anstoßen.

 Im Dezember 2017 schließlich be-
kannte sie sich in einem » Doku-
ment zu ihrer Verantwortung.

http://www.rightingfinance.org/?p=700
https://business-humanrights.org/sites/default/files/documents/Thun%20Final.pdf
https://business-humanrights.org/sites/default/files/documents/2017_01_Thun_Group_Statement.pdf
https://business-humanrights.org/sites/default/files/documents/2017_12_Thun%20Group%20of%20Banks_Paper_UNGPs%2013b%20and%2017.pdf
https://business-humanrights.org/sites/default/files/documents/2017_12_Thun%20Group%20of%20Banks_Paper_UNGPs%2013b%20and%2017.pdf
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Viele Länder entwickeln nationale Aktionspläne, um die Leitlinien umzusetzen. In-

tegrieren sie den Finanzsektor in einer Art, dass Banken ihre Sorgfaltspflichten 
künftig wahrnehmen müssen?
Nein. Die NAPs sind fokussiert auf herstellende Industrien und nicht auf Intermediäre. 
Sie achten nicht genügend auf die Finanzindustrie, Internetdienstleistung und soziale 
Medien.

Die deutsche Bundesregierung hat Ende 2016 einen Nationalen Aktionsplan für 
Wirtschaft und Menschenrechte verabschiedet. Nimmt er Banken in die Pflicht?
Nicht direkt. Aber es gibt eine clevere Vorgabe: Unternehmen mit mehr als 500 Be-
schäftigten müssen bis zum Jahr 2020 ein Due-Diligence-System aufgebaut haben. 
Das schließt alle Branchen ein, auch Banken.

Nichtregierungsorganisationen und Menschenrechtsexperten kritisieren aber, dass 
es keine Verpflichtung gibt, die Menschenrechte zu beachten – dies sei freiwillig.
Wenn die Hälfte aller Großunternehmen bis 2020 keine Prozesse haben und ihre 
menschenrechtliche Sorgfaltspflichten nicht umsetzen, wird ihnen das womöglich ei-
ne Gesetzgebung auferlegen, wie die Regierung ankündigte. Das geht auf jeden Fall 
weiter als die vorherigen Ankündigungen kompletter Freiwilligkeit. 

Ende Oktober gab es beim UN-Menschenrechtsrat in Genf die dritte Runde der Ver-
handlungen zu einem UN-Vertrag, der die Haftung von Unternehmen vorsieht. 
Spielt die Verantwortung von Banken hier eine Rolle?
Ich denke, der Vertrag soll alle Akteure einschließen. Die Verhandler sprechen nicht 
über Branchen, sondern über jegliche Art von Geschäft.

Sie haben die unternehmerische UN-Initiative Global Compact gegründet. Doch et-
wa ein Drittel aller Mitglieder, die je unterzeichnet haben, haben nicht über Leis-
tungen berichtet, die Prinzipien ignoriert und den Kreis verlassen müssen. Nutzen 
freiwillige Standards, um in Unternehmen zu mehr Nachhaltigkeit zu gelangen? 
Ja. Der Gobal Compact sollte nie ein regulatorisches Instrument sein, sondern eine 
Lernplattform zum Wissensaustausch über beste Praktiken. Unternehmen, die aktiv 
daran teilnahmen, haben davon profitiert. Die anderen rund 4 000 flogen raus oder 
wurden, wie es offiziell heißt, ‚delisted’.

Bedarf es angesichts dessen nicht auch einer besseren Regulierung, um mehr men-
schenrechtliche Sorgfalt und ökologische Nachhaltigkeit in der Wirtschaft zu errei-
chen?
Ja, wir brauchen bessere Regulierung.

Was bedeutet die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht für institutionelle Investo-
ren konkret? Was sollten sie tun?
Einige große Pensionsfonds engagieren sich seit langem für Nachhaltigkeitskriterien 
und Menschenrechte. Umwelt-, Sozial- und Governance-Kriterien gelten für Nachhal-
tigkeitsfonds – es ist das am schnellsten wachsende Segment überhaupt. Ob es in 
den Mainstream gelangt, bleibt abzuwarten.

Aber große Institutionelle gehören durch Divestment seit der Apartheid zu den 
Vorreitern verantwortlichen Investierens. Sie sollten weiterhin Vorreiter bleiben. Und 
immer mehr Investoren in den USA und Westeuropa nutzen inzwischen die Leitlinien 
als zusätzliches Kriterium oder befassen sich damit. Ich bin relativ optimistisch, dass 
sich ihnen mehr Großanleger anschließen.

Vielen Dank, Herr Ruggie.
Das Gespräch führte Susanne Bergius
© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@
Internationalen Einfluss
Die EU-Kommission hat ihre Re-
geln für unternehmerische Ver-
antwortung (Corporate Social Re-
sponsibility) gemäß den Ruggie 
Guidelines angepasst.

Die UN riefen Banken im Juni 
2017 auf, beim Beschwerdeme-
chanismus im Fall von Menschen-
rechtsverstößen mitzuwirken.

Die OECD hat ein Kapitel Men-
schenrechte in Ihre Leitlinien für 
Multinationale Unternehmen inte-
griert. 
vhb.de.



BUSINESS BRIEFING NACHHALTIGE INVESTMENTS SEITE 13

12.1.2018 | Nr. 1
MELDUNGEN & AUSBLICK

Mit Unterstützung von
 Engagement-Netzwerk knüpft sich 2018 Blue Chips vor
Im Dezember haben sieben Finanzinstitute aus Deutschland, Frankreich, Italien, Spa-
nien und Österreich in Mailand ein Netzwerk namens Shareholders for Change (SFC) 
gegründet. Zu den Mitgliedern gehören die katholische Bank für Kirche und Caritas 
und die österreichische Fair-Finance Vorsorgekasse. In dem Netzwerk betreiben die 
institutionellen Investoren mit derzeit addiert mehr als 22 Milliarden Euro an verwal-
teten Vermögen gemeinsam das englisch ausgesprochenes Engagement zu Nachhal-
tigkeitsthemen. Sie versuchen Unternehmen im Dialog zu nachhaltigerem Wirtschaf-
ten zu bewegen. „Durch die Teilnahme an Hauptversammlungen und dem Dialog mit 
Unternehmen wollen wir gemeinsam neue Engagementaktivitäten durchführen“, 
sagt Markus Zeilinger, Vorstandsvorsitzender von Fair-Finance. In der Hauptver-
sammlungssaison 2018 will das SFC bei Blue Chip-Unternehmen aus Europa und den 
USA vor allem Klimawandel, Arbeitsrechte und Steuergerechtigkeit ansprechen.

Heldenmärkte: Blick auf das Machbare
Nachhaltigkeit – der Begriff bereitet Manchen Unbehagen angesichts düsterer Sze-
narien. Aber Nachhaltigkeit kann Spaß machen. Das belegen am 3. und 4. Februar 
der » Heldenmarkt in Hamburg sowie » Heldenmärkte, die im März und November in 
Nürnberg, München, Stuttgart und Berlin stattfinden werden. Sie zeigen, dass sozial-
verträglich produzierte Produkte und umweltschonende Dienstleistungen machbar 
sind, ohne auf Lebensfreude verzichten zu müssen - und das gilt auch für Finanzen 
und Versicherung. Die Messen werden begleitet von umfangreichen Rahmenpro-
grammen mit Experten-Vorträgen, Ausstellungen und Workshops. In Hamburg geht 
es unter anderem um Gemeinwohlökonomie und „Responsible Finance“. 
© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.
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dort geltenden Rechtsvorschriften informie-
ren und diese befolgen. Kein Teil dieses 
Newsletters darf ohne schriftliche Genehmi-
gung des Verlages verändert oder vervielfäl-
tigt werden.
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